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Das krude Geschäft
mit den Ängsten der Menschen
Auf Patientenverfügungen gab es jüngst einen Ansturm – manche Akteure bewegen sich auf heiklem Terrain

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

China ist weit weg. Die Lombardei
nicht. Spätestens, als im März die Bilder
aus den heillos überfüllten italienischen
Spitälern in unsere Stuben flimmerten,
wurden auch hierzulande viele gewahr:
Diese Krise ist ernst.Und damit verbun-
den:Wir alle können potenziell vom un-
heimlichen Virus mit dem ebenso un-
heimlichen Namen Sars-CoV-2 betroffen
sein. In den darauf folgenden Wochen
haben sich viele Leute – notabeneÄltere
oder Personen mit Vorerkrankungen –
mit Fragen auseinandergesetzt, an die sie
zuvor kaum gedacht oder die sie womög-
lich gar verdrängt hatten:Möchte ich, so-
fern ich schwer erkranke und eine Hei-
lung unwahrscheinlich ist, von lebens-
verlängernden Massnahmen profitie-
ren? Soll man mich künstlich beatmen?
Ja möchte ich überhaupt in ein Spital,
das allenfalls überlastet ist, eingewiesen
werden?

Antworten darauf sind nicht ein-
fach zu finden – und sie bedürfen eini-
ger Reflexionen, die man am besten in
Ruhe zusammen mit einer Fachperson
anstellt. Aus naheliegenden Gründen
ist es entscheidend, dass man seine per-
sönlichen Überlegungen nicht für sich
behält, sondern schriftlich festhält und
unter anderem mit Angehörigen teilt.
Am einfachsten geht dies in Form einer
Patientenverfügung (PV).

«Widerspricht Grundsatz»

Eine Vielzahl von Organisationen bie-
tet eine solche Vorlage an, in unter-
schiedlichen Formen und Detaillie-
rungsgraden. Angesichts der Intensität
der Corona-Krise haben sich nun meh-
rere NGO entschieden, ihre Patienten-
verfügung mit entsprechenden Infor-
mationen zu ergänzen oder gar eine Co-
vid-19-spezifische PV als Willenserfas-
sung imNotfall bereitzustellen – so etwa
«Dialog Ethik». Die Non-Profit-Orga-
nisation musste sich zu diesem Schritt
richtiggehend durchringen: «Eine sol-
che Kurzverfügung widerspricht eigent-
lich unserem Grundsatz, dass man wäh-
rend einer Notfallsituation keine Patien-
tenverfügung erstellen sollte, weil die
Überlegungen nicht in der nötigen
Tiefe gemacht werden können», sagt
Institutsleiterin Ruth Baumann-Hölzle.
Man habe sich letztlich dazu entschie-

den, weil man damals davon ausgegan-
gen sei, dass das medizinische Personal
mit der erwarteten Pandemiewelle keine
Zeit für Gespräche haben würde. So hät-
ten auch diejenigen Personen, die sich
vor der Krise nicht mit ethischen Fra-
gen auseinandergesetzt hatten, «immer-
hin etwas in der Hand gehabt».

Weil die Schweiz von der Pande-
mie weniger stark betroffen ist als zu-
erst befürchtet, nimmt «Dialog Ethik»
die neuen Kurz-PV dieser Tage vom
Netz – und plädiert nunmehr wieder
dafür, sich Zeit zu nehmen für Gedan-
ken rund um Leben undTod.Das Über-
gangsangebot stiess jedenfalls auf Echo:
Alleine imApril wurde die Corona-Ver-
fügung 2500Mal heruntergeladen.Auch
die klassische PV erzielte 2000 Down-

loads – ein Vielfaches des Vorjahres-
werts. - «Dialog Ethik» steht damit bei
weitem nicht alleine da. Mit wem man
auch spricht, alle Anbieter bestätigen
eine markante Zunahme des Interes-
ses seit März. Bei der Ärztevereinigung
FMH haben sich die Zugriffe mehr als
verdoppelt, was sie sich auch mit den im
März überarbeiteten Empfehlungen der
SchweizerischenAkademie der Medizi-
nischen Wissenschaften (SAMW) und
der damit verbundenen Berichterstat-
tung erklärt. Das Schweizerische Rote
Kreuz erinnert daran, dass viele Men-
schen aufgrund des Lockdowns schlicht
mehr Zeit hatten, ihre Pendenzen zu er-
ledigen.Das SRK bietet zudem die Hin-
terlegung von PV an und spürte dort,
wie auch bei den Downloads, einenAn-
stieg ab Mitte März.

Pro Senectute, dessen Docupass trotz
Kosten die schweizweit wohl verbrei-
tetste Vorlage ist, hat seinerseits einen
Röstigraben festgestellt. Während die
Anfragen in der Deutschschweiz nur
moderat stiegen, wollten plötzlich 45
Prozent mehrWestschweizer die Unter-
lagen zugeschickt erhalten – wobei die
Romandie auf viel tieferem Niveau
«startete». Geschäftsleitungsmitglied
Peter Burri Follath erklärt sich diesen
Umstand mit dem in der Westschweiz
grösseren Vertrauen in Ärzte und Be-
hörden: «Man geht eher davon aus,
dass sie im Ernstfall schon ‹richtig› han-
deln», sagt er. Zudem würden Vorstel-
lungen zum eigenen Ableben vermehrt
auf informelle Weise im Familienrah-
men festgehalten.

Die Anbieter von Patientenverfü-
gungen sind klassischerweise Organi-
sationen, deren Einnahmen wesentlich
von Spenden und Vermächtnissen von
Verstorbenen abhängen. Aus finanziel-
ler Optik kann es für sie also lukrativ
sein, das stark gesteigerte Interesse an
Patientenverfügungen zu nutzen, um die
Empfänger auf dieVorzüge der eigenen
Organisation aufmerksam zu machen
oder ihnen gleich ein Legat ans Herz zu
legen. Ob dies auch ethisch vertretbar
ist, ist naturgemäss eine andere Frage.
Fragt man Pro Senectute, haben die-

ser Versuchung nicht alle widerstan-
den: «Wir haben festgestellt, dass an-
dere Anbieter von Patientenverfügun-
gen ihre Kommunikation sehr stark auf
die Krise angepasst und teilweise auch
mit denÄngsten der Menschen gespielt
haben», sagt Geschäftsleitungsmitglied
Burri. Namen will er keine nennen. In
der Tat bieten zahlreiche Anbieter den
Interessenten ein umfangreiches Paket
zumThemaVorsorge an –mit Patienten-
verfügung, Vorsorgeauftrag, Checkliste
für den Todesfall und Informationen
fürs eigene Testament. Darunter gibt es
Mustervorlagen, bei denen Namen und
Angaben der entsprechenden Organisa-
tion bereits vorgedruckt sind.

Finanzen contra Ethik

Das Schweizerische Rote Kreuz, das so
verfährt, hat keine Bedenken: Das SRK
sei in der Testamentsvorlage nur als
«ein mögliches Beispiel aufgeführt»,wo-
bei die unterzeichnende Person die Be-
günstigten nach freiemWillen einsetzen
könne und «in keiner Weise dem SRK
verpflichtet» sei, schreibt die Medien-
stelle. Viele Aktivitäten der Organisa-
tion seien zudem nur dank Spenden
und Legaten überhaupt möglich. Dass
gleich ein ganzes Paket inklusive Mus-
tertestament angeboten werde, entspre-
che einemWunsch, der bei den Beratun-
gen zur Patientenverfügung regelmässig
geäussert worden sei. Und: Das Testa-
ment sei explizit nicht Teil dieser Ge-
spräche. -

Auch die Heilsarmee, die im Früh-
ling ebenfalls eine starke Zunahme der
PV-Downloads festgestellt hat, verweist
darauf, dass es «in der Branche üblich»
sei, das gesamte Paket anzubieten. Zu-
dem seien die Formulare online einzeln
erhältlich. Man habe auch noch nie ne-
gative Reaktionen erhalten, sagt Kom-
munikationsleiter Philipp Steiner: «Im
Gegenteil: Wir hören immer wieder
lobendeWorte für unseren Ratgeber; er
sei übersichtlich und gut verständlich.»
Auch wenn viele Akteure es so hand-
haben: Die Verknüpfung von Patien-
tenverfügung mit der Suche nach

Vermächtnissen ist für Ruth Bau-
mann-Hölzle von «Dialog Ethik» ein
grundsätzliches Problem. Auch ihrer
Organisation werde von kommerziel-
len Fundraising-Firmen regelmässig
empfohlen, im Zusammenhang mit
dem Versand der Patientenverfügung
zu Legaten aufzurufen, so die Medizin-
ethikerin. «Wir haben uns aber immer
dagegen entschieden, obwohl wir stets
mit den Ressourcen zu kämpfen haben.
Aber wenn wir Menschen hinsichtlich

des Lebensendes beraten, darf dies
nicht mit impliziten finanziellenAuffor-
derungen über das Beratungshonorar
hinaus verbunden werden.» Pro Senec-
tute ist zwar ebenfalls auf Spenden
und Legate angewiesen, hat sich aber
bewusst gegen eine Testamentsvorlage
entschieden. Auch ein Spendenaufruf
oder eine Bankverbindung ist im Vor-
sorgedossier nicht zu finden.

Das Geschäft mit den Ängsten der
Menschen treibt in der Corona-Zeit
noch weitere Blüten: Die FMH hat in
den letzten Wochen verschiedene kos-
tenpflichtige Angebote von Werbe-
agenturen erhalten. «Sie sagten, dass
jetzt gerade der richtige Moment wäre,
unsere Patientenverfügung aktiver zu
bewerben – zum Beispiel mit einem
Erklärvideo», bestätigt eine Spreche-
rin der Ärztevereinigung. Man habe
stets dankend abgelehnt, da dies nicht
im Interesse der FMH liege. «Eine sol-
che Aktion liegt nicht im Interesse der
FMH und wäre nicht mit unseren Wer-
ten vereinbar.»

Viele Menschen haben sich jüngst die Frage gestellt, ob sie bei Bedarf künstlich beatmet werden wollen. PABLO GIANINAZZI / TI-PRESS / KEYSTONE

Alle Anbieter
bestätigen eine
markante Zunahme des
Interesses seit März.

Hinsichtlich
Patientenverfügung
gibt es zwischen der
Deutsch- und der
Westschweiz einen
Röstigraben.

Maskenpflicht
in Zug, Tram
und Bus verlangt
Zugbegleiter fürchten um eigene
Sicherheit und jene der Kunden

HELMUT STALDER

Die Züge, Busse und Trams füllen
sich langsam wieder, seit der Bund die
Corona-Massnahmen gelockert hat und
die Leute wieder mehr unterwegs sind.
Das Schutzkonzept, das die SBB und
Postauto Schweiz erarbeitet haben, ist
nun seit gut einer Woche in Kraft. Es
empfiehlt dringend, dass die Fahrgäste
Masken tragen, wenn der Zwei-Meter-
Abstand nicht eingehalten werden kann.
Doch wer derzeit im öV unterwegs ist,
muss feststellen, dass es meist unmöglich
ist, diesen Abstand einzuhalten. Zudem
ist die Zahl derer, die im Zug, im Tram
oder im Bus eine Maske tragen, ver-
schwindend klein. Entsprechend alar-
miert ist das Personal des öffentlichen
Verkehrs. Die Zugbegleiter machen
sich Sorgen um die eigene Sicherheit
und um jene der Kunden. «Das Schutz-
konzept ist einseitig und taugt zu wenig»,
sagte Andreas Menet, Zentralpräsident
des Zugpersonalverbands (ZPV) in der
Gewerkschaft des Verkehrspersonals
(SEV), aufAnfrage.Das Personal müsse
Schutzmasken tragen, aber diese schütz-
ten vor allem die Umgebung und seien
für den Eigenschutz nur wenig wirksam.
«Wir schützen die Fahrgäste, uns schützt
niemand», sagte Menet.

«Alle im selben Boot»

Es gehe nicht nur um den Schutz des
Personals, sondern auch darum,dass sich
die Fahrgäste untereinander schützten.
Wenn mit dem nächsten Lockerungs-
schritt Mitte Juni wieder mehr Fahr-
gäste kämen, könnten die Unterneh-
men nicht mehr genug Platz anbieten.
«Dann sehen wir als Massnahme nur
ein Maskenobligatorium», sagte Me-
net. Kunden und Personal sässen im sel-
ben Boot und sollten diese Einschrän-
kung vorübergehend in Kauf nehmen,
um die Epidemie zu besiegen. Ein An-
trag zu einer allgemeinenMaskenpflicht
sei in der Geschäftsleitung des SEV un-
bestritten gewesen. Derzeit werde er-
wogen, wie er eingebracht werden solle.

Das Schutzkonzept für den öV be-
ruht auf Selbstverantwortung und Soli-
darität. LetzteWoche musste SBB-Chef
Vincent Ducrot zugeben, dass es man-
gelhaft funktioniert. «Nicht alle halten
sich zu Stosszeiten an die Regel, eine
Maske zu tragen», sagte er. «Da ist noch
ein Effort zu leisten.» Von einem Obli-
gatorium wollen die SBB und Postauto
jedoch nichts wissen. Eine separate Re-
gel für den öV könne man nicht erlas-
sen. Stattdessen sei eine Sensibilisie-
rungskampagne in Planung. Man hoffe,
«dass die Situation sich verbessern
wird». Einen Hinweis, dass die Akzep-
tanz von Masken im öV höher sein
könnte als gedacht, gibt derweil eine
Umfrage von Tamedia bei 26 000 Per-
sonen.Demnach würden 68 Prozent der
Befragten ein Maskenobligatorium be-
grüssen. 33 Prozent gaben an, bereits
jetzt eine Maske zu tragen.

«Keine Dringlichkeit»

Der Bund zieht derzeit eine Masken-
pflicht nicht in Erwägung. Ange-
sichts der günstigen Zahlen der Neu-
ansteckungen bestehe imMoment keine
Dringlichkeit, Massnahmen zu ändern,
sagte der Corona-Delegierte des Bun-
des,Daniel Koch.Man habe genug Zeit,
alle Massnahmen zu reevaluieren, und
werde, «wenn nötig und nützlich», die
Empfehlungen ändern. Skeptischer sind
Epidemiologen. So plädiert MarcelTan-
ner,Mitglied der Corona-Task-Force des
Bundes, schon länger für eine Masken-
pflicht im öV. Sollte eine zweite Welle
kommen, müssten die Hotspots gezielt
angegangen werden.


